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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 2 U 238/10 B 
 
L 22 U 175/08 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 7 U 47/06 (SG Cottbus) 
 
 
 
……………………, 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft Energie Textil Elektro Medienerzeugnisse, 
Gustav-Heinemann-Ufer 130, 50968 Köln, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 19. November 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r    sowie die Richter   Dr.  B e c k e r  

und   M u t s c h l e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 15. Juli 2010 wird als unzu-

lässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 

des Sozialgerichtsgesetzes <SGG>). Die Klägerin hat zur Begründung ihrer Beschwerde 

keinen der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe (grundsätzliche 

Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG schlüssig 

dargelegt oder bezeichnet. 

 

Die Klägerin stützt ihre Beschwerde auf den Zulassungsgrund des Verfahrensmangels. Nach 

§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend ge-

macht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend gemachte Ver-

fahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines bestimmten Arztes) 

und 128 Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des 

§ 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich 

auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Als erstes rügt die Klägerin eine Verletzung ihres Anspruchs auf rechtliches Gehör. Der An-

spruch auf rechtliches Gehör (Art 103 Abs 1 Grundgesetz, § 62 SGG) soll verhindern, dass die 

Beteiligten durch eine Entscheidung überrascht werden, die auf Rechtsauffassungen, 

Tatsachen oder Beweisergebnissen beruht, zu denen sie sich nicht äußern konnten (vgl BSG 

SozR 3-1500 § 153 Nr 1 mwN; BVerfGE 84, 188, 190), und sicherstellen, dass ihr Vorbringen 

vom Gericht in seine Erwägungen miteinbezogen wird (BVerfGE 22, 267, 274; 96, 205, 216 f). 

 

Diese Voraussetzungen werden in der Beschwerdebegründung nicht dargelegt. Die Klägerin 

führt zur Begründung dieser Rüge nur die Nichtberücksichtigung eines - nach ihrer Ansicht - er-

heblichen Beweisantritts an. Damit benennt sie jedoch keine Rechtsauffassung, Tatsache oder 

Beweisergebnis, zu der oder dem sie sich nicht äußern konnte. Dass ihr entsprechendes Vor-

bringen vom LSG nicht berücksichtigt wurde, hat die Klägerin nicht aufgezeigt, sie führt 

vielmehr einen Beschluss des LSG an, in dem ihr dahingehender Beweisantrag abgelehnt 

worden sei. 

 

Auch die weitere Rüge eines Verfahrensmangels durch Verletzung der Amtsermittlungspflicht 

nach § 103 SGG seitens des LSG ist nicht hinreichend bezeichnet. Ohne hinreichende Begrün-

dung iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG bedeutet, dass die Revision zuzulassen ist, wenn das LSG 

sich hätte gedrängt fühlen müssen, den beantragten Beweis zu erheben (BSG SozR 1500 

§ 160 Nr 5). Zur Begründung eines solchen Verfahrensfehlers ist die schlüssige Darlegung des 

Beschwerdeführers erforderlich, inwiefern nach den dem LSG vorliegenden Beweismitteln 

Fragen zum tatsächlichen und medizinischen Sachverhalt aus der rechtlichen Sicht des LSG 
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erkennbar offen geblieben sind und damit zu einer weiteren Aufklärung des Sachverhalts 

zwingende Veranlassung bestanden hat (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 5 mwN). 

 

Dies ist der Beschwerdebegründung nicht zu entnehmen. Die Klägerin führt nur aus, wieso aus 

ihrer Sicht ein weiteres Gutachten, insbesondere im Hinblick auf ihre chronischen Schmerzen 

hätte eingeholt werden sollen - nicht aber wieso das LSG sich dazu hätte gedrängt sehen müs-

sen. Dazu hätte vor allem auch deswegen Veranlassung bestanden, weil sie in ihrer Beschwer-

debegründung ua auf das Ergänzungsgutachten von Dr. S               vom 6.10.2008 verweist, 

nach dem dieser die Beauftragung eines Gutachtens für Schmerz- und Palliativmedizin nicht für 

geboten hält. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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